Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/508 


Sachgebiet 707 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen 
zur Förderung des deutschen Films 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die Filmproduktion hat zugenommen, während gleichzeitig die 
Besuche in den Filmtheatern rückläufig sind mit der Folge, daß 
die Einnahmen der Filmförderungsanstalt nicht mehr aus- 
reichen. Die Anstalt kann deshalb die ihr übertragenen Auf- 
gaben, nämlich über Förderungshilfen die deutsche Filmproduk- 
tion zur qualitativ verbesserten Leistungssteigerung anzureizen, 
nicht mehr hinreichend erfüllen. 


B. Lösung 

Zur Sicherung der Finanzlage der Filmförderungsanstalt und 

damit zur Verbesserung ihrer Funktionsfähigkeit sollen 

— qualifiziertere Anspruchsvoraussetzungen eingeführt 

— die Ankaufsmöglichkeiten von Fernsehnutzungsrechten ein- 
geschränkt, 

— für die Dauer von zwei Jahren der Filmförderungsanstalt 
mit Hilfe von Bundeszuschüssen jährlich 1,8 Mio DM Ein- 
nahmen zur Durchführung ihrer Aufgaben garantiert werden 


C. Alternativen 

Der Bundesrat will die Anspruchsvoraussetzungen unter kultur- 
politischen Gesichtspunkten verschärfen. 


D. Kosten 

Im Höchstfall kann der Bundeshaushalt jährlich mit 1,8 Mio DM 
belastet werden. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. März 1970 

III/3 — 64600 — Fi 2/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen 
zur Förderung des deutschen Films 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 349. Sitzung am 6. März 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen zur Förderung 

des deutschen Films 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über Maßnahmen zur Förderung des 
deutschen Films vom 22. Dezember 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1352) wird wie folgt geändert: 


1. § 2 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Anstalt erwirbt die Fernsehnutzungsrechte 
der nach diesem Gesetz geförderten programm- 
füllenden Filme für den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes nach Maßgabe des § 12." 


2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Als deutscher Film gilt auch ein Film, 
den ein Hersteller unter den Voraussetzun- 
gen des Absatzes 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 und 
des Absatzes 7 gemeinsam mit mindestens 
einem Hersteller mit Wohnsitz oder Sitz 
außerhalb des Geltungsbereiches dieses Ge- 
setzes hergestellt hat, wenn eine im Verhält- 
nis zu der ausländischen Beteiligung erheb- 
liche deutsche finanzielle Beteiligung sowie 
eine dieser angemessene, mindestens 30 vom 
Hundert betragende künstlerische und tech- 1 
nische deutsche Beteiligung vereinbart ist. j 
Eine erhebliche deutsche Beteiligung liegt ' 
auch vor, wenn die Vorschriften über die Ge- j 
meinschaftsproduktion von Filmen einer auf i 
den Film anwendbaren, von deutscher Seite 
abgeschlossenen zwischenstaatlichen Verein- , 
barung eingehalten sind." 

I 

b) Absatz 11 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Nachweis, daß es sich um einen deut- ; 
sehen Film im Sinne des Absatzes 3 oder 
um einen Film handelt, der nach den Ab- ; 
Sätzen 4 und 5 als deutscher Film gilt, und ; 
daß der Film programmfüllend im Sinne des 
Absatzes 2 ist, wird durch eine Bescheini- 
gung des Bundesamts für gewerbliche Wirt- 
schaft geführt, die im Falle des Absatzes 5 
spätestens vier Wochen vor Drehbeginn zu ; 
beantragen ist." 


3. § 8 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Ist in einem Kalenderjahr die sich nach Satz 1 
errechnende Summe der Grundbeträge größer 
als der nach § 18 Abs. 2 für die Förderung pro- 
grammfülLender Filme zur Verfügung stehende 
Betrag, so vermindert sich der Grundbetrag ent- 
sprechend." 

4. § 9 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Die Anstalt gewährt dem Hersteller eines 
Referenzfilms, dem im abgelaufenen Haushalts- 
jahr ein Grundbetrag nach § 8 zuerkannt worden 
ist, eine zusätzliche Förderungshilfe (Zusatzbe- 
trag), sofern es sich um einen Prädikatsfilm, um 
einen Film, der auf einem A-Filmfestspiel mit 
einem Hauptpreis ausgezeichnet worden ist, 
oder um einen Film handelt, der unter Berück- 
sichtigung des dramaturgischen Aufbaus, des 
Drehbuchs, der Gestaltung, der schauspiele- 
rischen Leistungen, der Kameraführung und des 
Bildschnitts einen guten Gesamteindruck hinter- 
läßt (guter Unterhaltungsfilm). 

(2) Der Verwaltungsrat stellt spätestens drei 
Monate nach dem Schluß des Kalenderjahres 
den für die Zahlung von Zusatzbeträgen zur 
Verfügung stehenden Gesamtbetrag fest. Dieser 
Betrag besteht aus den nach § 18 Abs. 2 zur 
Förderung programmfüllender Filme zur Verfü- 
gung stehenden Mitteln abzüglich der im abge- 
laufenen Haushaltsjahr gewährten Grundbe- 
träge (§ 8). Stehen danach aus Mitteln der An- 
stalt nicht mindestens 1,8 Millionen Deutsche 
Mark für Zusatzbeträge zur Verfügung, wird 
der Fehlbetrag aus Haushaltsmitteln des Bun- 
des, erstmals im Haushaltsjahr 1971, bereitge- 
stellt. Der Betrag ist den Herstellern nach Maß- 
gabe des Anteils zuzuerkennen, den der ein- 
zelne Film an den Einspielergebnissen aller in 
Absatz 1 bezeichneten Filme, die im abgelaufe- 
nen Kalenderjahr die Voraussetzungen für die 
Gewährung des Grundbetrages erfüllt haben, im 
jeweiligen Förderungszeitraum (§ 7 Abs. 8 

Satz 2) im Geltungsbereich dieses Gesetzes er- 
zielt hat. Vom Bundesminister des Innern ge- 
währte Spielfilmprämien sind insoweit auf den 
Zusatzbetrag anzurechnen, als dieser aus Haus- 
haltsmitteln des Bundes gezahlt wird. Auf den 
Zusatzbetrag kann die Anstalt vor Ablauf des 
Förderungszeitraumes nach Maßgabe der Haus- 
haltslage und der erzielten Einspielergebnisse 
Vorauszahlungen leisten." 
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5. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Mitteilung gemäß § 7 Abs. 10 ver- 
pflichtet den Hersteller, der Anstalt unver- 
züglich das ihm zustehende ausschließliche 
Fernsehnutzungsrecht an dem Referenzfilm 
für den Geltungsbereich dieses Gesetzes auf 
die Dauer von fünf Jahren, beginnend mit 
dem Ablauf des Erstmonopols von fünf Jah- 
ren bei der Filmtheaterauswertung, zum Er- 
werb anzubieten. Die Anstalt ist verpflichtet, 
das Angebot unverzüglich 'anzunehmen, so- | 
fern der Referenzfilm die Voraussetzungen | 
des § 9 Abs. 1 'erfüllt ; im übrigen kann die | 
Anstalt das Angebot annehmen, sofern sich j 
eine Rundfunkanstalt gegenüber dem Her- ! 
Steller zum Erwerb der Fernsehnutzungs- 
rechte bereit erklärt hat und für den Refe- 
renzfilm ein Grundbetrag nach § 8 zuerkannt 
worden ist. Die Anstalt kann das Angebot, ; 
die Fernsehnutzungsrechte an einem Prädi- 
katsfilm oder an einem auf einem A-Filmfest- 
spiel mit einem Hauptpreis ausgezeichneten 
Film zu erwerben, auch dann annehmen, 
wenn der Hersteller die Voraussetzung des 
§ 8 Abs. 2 Satz 2 nicht erfüllt hat. In den Fäl- 
len der Sätze 2 und 3 trifft die Entscheidung 
das Präsidium. Der Hersteller hat sich für 
den Fall des Erwerbs der Fernsehnutzungs- 
rechte gegenüber der Anstalt zu verpflichten, 
für die Dauer des in Satz 1 genannten Zeit- 
raumes die ihm zustehenden ausschließlichen 
Fernsehnutzungsrechte für andere Gebiete 
nicht an Rundfunkanstalten des deutschen 
Sprachraumes außerhalb des Geltungsbe- 
reiches dieses Gesetzes zu übertragen, so- 
weit eine technische Ausstrahlungsmöglich- 
keit in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
besteht. Die Anstalt hat dem Hersteller im 
Falle des Erwerbs der Fernsehnutzungsrechte 
als weitere Förderungshilfe einen Betrag von 
100 000 Deutsche Mark zu zahlen; werden in 
einem Kalenderjahr Fernsehnutzungsrechte 
an mehr als 35 Filmen erworben, so vermin- 
dert sich der Betrag entsprechend." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Erzielt die Anstalt bei der Verwer- 
tung eines Fernsehnutzungsrechtes mehr als 
sie dem Hersteller nach Absatz 1 gezahlt hat, 
so hat sie ihm den Mehrbetrag auszuzahlen." 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) § 10 Abs. 1 findet auf die weitere För- 
derungshilfe entsprechende Anwendung." 


6. § 14 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Anstalt hat spätestens drei Monate 
nach dem Schluß eines Haushaltsjahres für das 
abgelaufene Haushaltsjahr Förderungshilfen 


nach Absatz 1 in Höhe des nach § 18 Abs. 2 fest- 
gelegten Betrages zur Verfügung zu stellen." 

7, § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In dem Haushaltsplan sind jährlich die 
Beträge festzulegen, die für die einzelnen in 
diesem Gesetz vorgesehenen Förderungs- 
maßnahmen Verwendung finden sollen. Da- 
bei ist davon auszugehen, daß nach Abzug 

1. der Verwaltungskosten der Anstalt so- 
wie erforderlich werdender Rückstellun- 
gen, 

2. der Mittel zur Werbung für den deut- 
schen Film im In- und Ausland, 

3. der Mittel für den Erwerb der Fernseh- 
nutzungsrechte bis zum Höchstbetrag von 
3,5 Millionen Deutschen Mark, 

4. der Förderungsmittel für den nicht pro- 
grammfüllenden Kinder- und Jugendfilm 
und den Kurzfilm in Höhe von 1,2 Millio- 
nen Deutschen Mark, 

die Mittel zur Förderung der programm- 
füllenden Filme zu den Mitteln für die Er- 
neuerung und Verbesserung der Filmtheater 
im Verhältnis von zwei zu eins stehen sol- 
len; hierbei bleiben Zuschüsse des Bundes 
unberücksichtigt. Die von den Rundfunkan- 
stalten für die Übertragung der Fernsehnut- 
zungsrechte gezahlten Beträge sind im jewei- 
ligen Kalenderjahr den Fonds für die Zuer- 
kennung des Grundbetrages und Zusatzbe- 
trages zuzuteilen." 

b) Absatz 5 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Der Prüfungsbericht ist dem Verwaltungsrat, 
dem Bundesminister für Wirtschaft und dem 
Bundesrechnungshof vorzulegen." 


Artikel 2 

Artikel 1 Nr. 1, 3 und 5 gelten nicht für Referenz- 
filme, deren Hersteller bis zum Tage des Inkrafttre- 
tens dieses Gesetzes die Anspruchsvoraussetzungen 
für die Gewährung eines Grundbetrages gemäß § 8 
erfüllt haben. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Ar t i k e 1 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die wirtschaftlichen Auswirkungen des Gesetzes zur 
Förderung des deutschen Films vom 22. Dezember 
1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1352) — FFG — sind im 
allgemeinen positiv zu beurteilen. Nach dem ge- 
genwärtigen Stande der dabei gewonnenen Erfah- 
rungen sowie wegen veränderter Verhältnisse in 
der Filmwirtschaft und im Hinblick auf weitere 
Entwicklungen in diesem Wirtschaftszweig ist es 
dringend erforderlich, dem ursprünglichen Willen 
des Gesetzgebers durch einige Änderungen des Ge- 
setzes voll Geltung zu verschaffen. Diese erforder- 
lichen Gesetzesänderungen, die mit dem Entwurf in 
einem in sich geschlossenen Konzept vorgelegt 
werden, dienen für die restliche Laufzeit der För- 
derungsmaßnahmen nach diesem Gesetz der fi- 
nanziellen Sicherung der Filmförderungsanstalt 
— FFA — (§§ 1, 15, 18, 21 FFG). Damit zieht die 
Bundesregierung die notwendigen Konsequenzen 
aus dem Prüfungsbericht der Deutschen Revisions- 
und Treuhand-AG — Treuarbeit — über das Haus- 
haltsjahr 1968 der FFA vom 27. Mai 1969 und ent- 
spricht der an sie gerichteten Bitte des Verwal- 
tungsrats der Anstalt vom 30. Juni 1969, sich der 
Frage anzunehmen, „wie die Durchführung der 
Aufgaben der FFA während der Laufzeit des Film- 
förderungsgesetzes sichergestellt werden könnte“. 
Darüber hinaus trägt die Bundesregierung mit ihren 
Änderungsvorschlägen der Kritik der interessierten 
Öffentlichkeit Rechnung, das Gesetz biete keinen 
genügenden Anreiz zur Leistungssteigerung der 
deutschen Filmproduktion. 

1. Der notwendige Ausgleich des Haushalts der 
FFA (§ 18 Abs. 1 Satz 3 FFG) erfordert gezielte 
Maßnahmen. Das Aufkommen an Filmabgabe 
der gewerblichen Veranstalter — Filmtheater — 
(§ 15 FFG), die die hauptsächliche Einnahme- 
quelle der Anstalt ist, bleibt beträchtlich hinter 
den Erwartungen des Gesetzgebers zurück. An- 
stelle der s. Z. in den Beratungen des Deutschen 
Bundestages geschätzten 25 Millionen Deut- 
schen Mark jährlich wurden im Jahre 1968 nur 
15,4 Millionen Deutsche Mark Filmabgabe ein- 
genommen. Da die Zahl der Filmtheaterbesuche 
weiter zurückgeht, der Rückgang bestenfalls 
zum Stillstand zu kommen scheint, gleichzeitig 
aber eine starke Ausweitung der Produktion 
eingesetzt hat, ist bei dem bis jetzt geltenden 
Mechanismus des FFG für die Verteilung der 
Förderungshilfen (§ 8 Abs. 1, § 12 Abs. 1 und 3, 
§ 14 Abs. 2, § 18 Abs. 2 FFG) eine defizitäre Ent- 
wicklung in den Jahreshaushalten der FFA 
selbst dann nicht länger auszuschließen, wenn 
auch künftig nur etwa die Hälfte der Jahrespro- 
duktion an deutschen Spielfilmen die Anspruchs- 
voraussetzungen für den Förderungsgrundbe- 
trag (§ 8 FFG) erfüllt. Diese Schere der wahr- 
scheinlichen Einnahme- und Ausgabeentwicklun- 


gen für den Anstaltshaushalt kann aus film- und 
gesamtwirtschaftlichen Gründen nicht durch An- 
heben des Filmabgabesatzes von 0,10 Deutschen 
Mark (§ 15 Abs. 1 Satz 1 FFG) geschlossen wer- 
den. 

Der Entwurf löst dieses Problem teils durch 
die Einführung qualifizierter Anspruchs Voraus- 
setzungen und der absoluten Begrenzung des 
Haushaltsansatzes der FFA für den Ankauf von 
Fernsehnutzungsrechten (Artikel 1 Nr. 1 und 5), 
teils durch Relativierung der Höhe der einzel- 
nen gesetzlich begründeten Förderungsgrund- 
beträge, soweit die Anstalt diese bislang ohne 
Rücksicht auf ihre Einnahmesituation auszahlen 
muß (Artikel 1 Nr. 3 und 5). Dem trägt ein mo- 
difizierter Verteilungsschlüssel Rechnung (Ar- 
tikel 1 Nr. 7). 

2. Infolge der finanziellen Entwicklung der Einnah- 
men und Ausgaben der FFA und der Vorschrif- 
ten des FFG über die Verteilung der Förde- 
rungshilfen standen der Anstalt für Zusatzbe- 
träge des § 9 FFG, der einzigen Förderungsmaß- 
nahme, die an gewisse Qualitätsmerkmale eines 
Referenzfilms anknüpft, für das Jahr 1968 ins- 
gesamt nur rd. 600 000 Deutsche Mark zur Ver- 
fügung; für das Jahr 1969 muß diese Zusatzför- 
derung mangels vorhandener Mittel praktisch 
ganz entfallen. Unter diesen Umständen ist die 
FFA nicht in der Lage, einer ihrer wesentlichen 
Aufgaben nachzukommen, nämlich die Qualität 
des deutschen Films auf breiter Grundlage zu 
steigern (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 FFG). 

Der Entwurf sieht nunmehr vor, daß zur Durch- 
führung dieser im Gesetz an erster Stelle ge- 
nannten Aufgabe ab 1971 für die restliche Gel- 
tungsdauer des FFG jährlich 1,8 Millionen Deut- 
sche Mark zur Verfügung stehen; soweit der 
jeweilige Jahreshaushalt der FFA diesen Be- 
trag nicht tragen kann, soll der Bund gehalten 
sein, der Anstalt einen zweckgebundenen Zu- 
schuß ZU gewähren (Artikel 1 Nr. 4 b und 7 a). 
Der qualitativen Leistungssteigerung kommt für 
die Gesundung der Branche entscheidende Be- 
deutung zu. Die Existenz der deutschen Film- 
wirtschaft hängt von ihrer Konkurrenzfähigkeit 
im inter- und intramediären Wettbewerb ab. Da- 
mit sind strukturpolitische Aufgaben gestellt, 
deren Lösung der Entwurf mit zusätzlichen ge- 
eigneten Anreizen unterstützt (Artikel 1 Nr. 1, 
4 a und 5 a). 

B. Im einzelnen 

1. Zu Artikel 1 

1 . — § 2 Abs. 3 Satz 1 — ■ 

Fernsehnutzungsrechte an Spielfilmen werden künf- 
tig nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 erworben. 
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2 . — § 7 — 

Die Neufassung enthält die Kriterien, nach denen 
ein in Gemeinschaftsproduktion hergestellter Film 
als deutscher Film gilt. Die Bezugnahme auf § 17 
AWG und § 48 AWV entfällt. Als zusätzliches Er- 
fordernis wird nunmehr auch auf Absatz 3 Satz 1 
Nr. 2 und auf Absatz 7 Bezug genommen. Die ver- 
fahrensrechtliche Konsequenz wird mit der Ergän- 
zung des Absatzes 11 gezogen. Sie trägt den zwi- 
schenstaatlichen Abkommen Rechnung. 

3. — § 8 Abs. 1 Satz 2 — 

§ 8 Abs. 1 a. F. gewährte dem Hersteller eines Re- 
ferenzfilms einen Anspruch auf einen Grundbetrag 
in Höhe von 150 000 Deutschen Mark, solange nicht 
mehr als 50 Referenzfilme im Kalenderjahr zu för- 
dern waren. Die dieser Vorschrift zugrunde liegende 
Schätzung der Einnahmen aus der Filmabgabe und 
der Jahresfilmproduktion ist durch die tatsächliche 
Entwicklung überholt worden. Die Neufassung rela- 
tiviert daher die Höhe des einzelnen Grundbetra- 
ges für den Fall, daß die Summe von jeweils 
150 000 Deutschen Mark für alle in einem Kalender- 
jahr anspruchsberechtigten Hersteller größer ist, als 
der für die Förderung programmfüllender Filme ins- 
gesamt zur Verfügung stehende Betrag. Dieser er- 
gibt sich aus § 18 Abs. 2. Mit dieser Relativierung 
wird zugleich der Anreiz gedämpft, lediglich im 
Hinblick auf eine verhältnismäßig hohe Förderungs- 
hilfe mehr Filme herzustellen, als an dem stark zu- 
sammengeschrumpften Inlandsmarkt pfleglich aus- 
gewertet werden können. 

4 . — § 9 — 

a) Der Hersteller eines auf einem A-Filmfestspiel 
mit einem Hauptpreis ausgezeichneten Referenz- 
films erhält künftig — bei Vorliegen der übri- 
gen Anspruchsvorausetzungen — einen Zusatz- 
betrag wie ein von der FBW prädikatisierter 
Film, ohne daß darüber erst die Kleine Kom- 
mission des § 9 Abs. 4 befinden muß. 

b) Im Gegensatz zu der bisher gemäß § 18 Abs. 2 
geltenden Aufteilung der Einnahmen der An- 
stalt, die für Zusatzbeträge nicht sicherstellte, 
daß hierfür überhaupt Mittel übrigbleiben, 
werden durch den neuen § 9 Abs. 2 Satz 3 für 
Zusatzbeträge mindestens 1,8 Millionen Deut- 
sche Mark vorgesehen. Damit ist für den Rest 
der Laufzeit des Gesetzes eine Wiederholung 
der Situation des Jahres 1969 ausgeschlossen, 
in dem wegen Fehlens nennenswerter Mittel 
keine Zusatzbeträge gezahlt werden können 
und ohne Rücksicht auf vorhandene Qualitäts- 
unterschiede alle Hersteller gleich hohe Förde- 
rungshilfen erhalten, was nicht der Zielsetzung 
des Gesetzes in § 2 Abs. 1 entspricht. 

5 . § 12 — 

a) Künftig verpflichtet schon die Mitteilung gemäß 
§ 7 Abs. 10 den Hersteller, der Anstalt die Fern- 
sehnutzungsrechte an einem Referenzfilm zum 
Erwerb anzubieten (§ 12 Abs. 1 Satz 1). 


Kern der Neufassung ist der Ausschluß des Er- 
werbs der Fernsehnutzungsrechte an solch^en 
Referenzfilmen, die nicht die Voraussetzungen 
des § 9 Abs. 1 erfüllen, d. h. keine Prädikats- 
filme sind, keinen Hauptpreis auf einem A-Film- 
festspiel erhalten haben oder von der Kleinen 
Kommission nicht als gute Unterhaltungsfilme 
eingestuft worden sind (Absatz 1 Satz 2 erster 
Halbsatz). Derartige Filme kommen für eine 
Fernsehausstrahlung kaum in Betracht. Die 
daran bestehenden Fernsehnutzungsrechte ha- 
ben deshalb im Inland keinen realisierbaren 
Wert. Ihre bisherige Bewertung mit 100000 Deut- 
schen Mark hat nicht nur den Etat der Anstalt 
über Gebühr finanziell belastet, sondern auch 
zu einer verzerrten Bewertung der einzelnen 
Fernsehnutzungsrechte geführt. 

Die Neufassung räumt jedoch in Absatz 1 Satz 2 
zweiter Halbsatz der Anstalt das Recht ein, das 
Angebot auch dann anzunehmen, wenn dem Re- 
ferenzfilm ein Grundbetrag nach § 8 zuerkannt 
worden ist und es einem Hersteller gelingen 
sollte, eine Rundfunkanstalt für diese Rechte zu 
interessieren. 

Das Präsidium kann darüber hinaus gemäß 
Absatz 1 Satz 3 die Fernsehnutzungsrechte an 
solchen Referenzfilmen erwerben, die die von 
§ 8 Abs. 2 Satz 2 geforderten Bruttoverleihein- 
nahmen nicht erreicht haben. Es handelt sich da- 
bei um Prädikatsfilme oder um Filme, die auf 
einem A-Filmfestspiel mit einem Hauptpreis 
ausgezeichnet worden sind. Die Fernsehnut- 
zungsrechte an diesen Filmen besitzen eine hö- 
here Verwertungschance und damit einen höhe- 
ren Wert als die an den von der Neufassung 
ausgeschlossenen Referenzfilme. 

Mit Absatz 1 Satz 6 in Verbindung mit § 18 
Abs. 2 Nr. 3 wird die Höhe der weiteren Förde- 
rungshilfe des § 12 geändert. Anstelle des 

bisher stets vorgesehenen Festbetrages von 
100 000 Deutschen Mark verbleibt es bei dieser 
Höhe nur noch, sofern nicht mehr als 35 Fern- 
sehnutzungsrechte im Jahr erworben werden. 

Mit der Neufassung des Absatzes 1 wird die 
gesamte Hilfe für programmfüllende Filmte ge- 
staffelt: Hersteller, deren Referenzfilme weder 
ein Prädikat, noch einen Hauptpreis auf einem 
A-Filmfestspiel erhalten haben, deren Filme 
auch nicht als gute Unterhaltungsfilmte von der 
Kleinen Kommission des § 9 Abs. 4 eingestuft 
worden sind, bekommen lediglich den Grund- 
betrag, der höchstens 150 000 Deutsche Mark 
beträgt. Erfüllen dagegen die Referenzfilme die 
Voraussetzungen des § 9 Abs. 1, erhalten sie die 
weitere Förderungshilfe des § 12, in der Regel 
also weitere 100 000 Deutsche Mark. Hinzu 
kommt schließlich für diese Filme ein Zusatz- 
betrag, dessen Höhe sich nach den Einspieler- 
gebnissen des Films richtet und damit den Her- 
steller begünstigt, der mit seiner Leistung mehr 
Besucher anzusprechen vermochte als seine Mit- 
bewerber. 

b) Die Änderung folgt aus der neuen Vorschrift 
des Absatzes 1 Satz 6. 
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c) Der neue Absatz 4 erwitert die Zweckbindung 
der Förderungshilfe auch auf die nach Absatz 3 
an den Hersteller zu zahlenden Beträge. 

6. — § 14 Abs. 2 — 

Die Neufassung wurde wegen der Änderung des 

§ 18 Abs. 2 erforderlich. 

7 . — § 18 — 

a) Die Neufassung des Absatzes 2 Nr. 3 begrenzt 

die Summe des für den Erwerb von Fernseh- 
nutzungsrechten vorgesehenen Betrages auf | 
höchstens 3,5 Mdlliomen Deutsche Mark. Diese 
Begrenzung wurde durch die Einschränkung des 
Erwerbs von Fernsehnutzungsrechten (§ 12 

Abs. 1) möglich. Sie kann damit zugleich zu 
einer Erhöhung der Mittel führen, die an die 
Filmtheaterbesitzer gemäß § 14 zurückfließen. 

Die Kürzung der für die Förderung von nicht 
programmfüllenden Kinder- und Jugend- sowie 
Kurzfilmen vorgesehenen Mittel von 1,5 Mil- 
lionen Deutschen Mark auf 1,2 Millionen Deut- 
sche Mark entspricht dem geringer gewordenen 
Gesamt auf kommen an Filmabgabe (Absatz 2 
Nr. 2). Mit der Einfügung eines zweiten Halb- 
satzes zum bisherigen Absatz 2 Satz 2 und des 
neuen Satz 3 wurde der Aufteilungsschlüssel für 
die Förderungsmittel vereinfacht; dies gilt auch 
für die Bezugnahmen auf diesen Schlüssel in den 
§§ 8, 9, 12 und 14. 

b) Die Gewährung von Zuschüssen aus Haushalts- 
mitteln des Bundes erfordert die Vorlage des 
Prüfungsberichts auch an den Bundesrechnungs- 
hof (Absatz 5). 


11. Zu Artikel 2 

Die Vorschrift enthält eine über gangsrege lung für 
Referenzfilme, deren Hersteller bis zum Inkrafttre- 
ten des Änderungsgesetzes bereits aufgrund der 
bisher geltenden Fassung des Gesetzes die An- 
spruchsvoraussetzungen nach § 8 erfüllt haben. 

Mit dem sofortigen Inkrafttreten der übrigen Vor- 
schriften wird zwar nicht in gesicherte Rechtsposi- 
tionen der Filmhersteller eingegriffen, wohl aber 
müssen sie künftig u. U. mit weniger Förderungs- 
hilfe rechnen. Darin kann für einige Hersteller 
eine gewisse Härte liegen. Das muß in Kauf ge- 
nommen werden. Schon bisher konnte ein Herstel- 
ler nicht von Festen Grundbeträgen ausgehen (vgl. 
§ 8 Abs. 1 Satz 2 a. F.). Es war aber darüber hin- 
aus für den Hersteller im Zeitpunkt der Finanzie- 
rung des Referenzfilms schon bisher völlig unge- 
wiß, ob er mit seinem Film überhaupt je die An- 
spruchsvoraussetzungen des FFG erfüllen würde. 
Ein späteres Inkrafttreten des Änderungsgesetzes 
würde mit hoher Wahrscheinlichkeit noch in der 
Zeit bis zum Inkrafttreten eine Produktionsauswei- 
tung auslösen, die die Defizitgefahr für die Anstalt 
erheblich verstärken und die Marktchancen deut- 
scher Spielfilme beeinträchtigen müßte. 


III. Zu Artikel 3 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


IV. Zu Artikel 4 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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Drucksache VI/508 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. In Artikel 1 Nr. 4 ist § 9 Abs. 1 wie folgt zu 
fassen: 

„(1) Die Anstalt gewährt dem Hersteller eines 
Referenzfilms, dem im abgelaufenen Haushalts- 
jahr ein Grundbetrag nach § 8 zuerkannt worden 
ist, eine zusätzliche Förderungshilfe (Zusatz- 
betrag), sofern es sich um einen Prädikatsfilm 
handelt." 

Begründung 

Der Gesetzentwurf sieht vor, daß ein qualifizier- 
ter Spielfilm eine zusätzliche Förderungshilfe 
(Zusatzbetrag) erhält. Als insoweit qualifiziert 
werden außer einem Prädikatsfilm auch ein Film, 
der auf einem A-Filmfestspiel mit einem Haupt- 
preis ausgezeichnet worden ist, und ein soge- 
nannter „guter Unterhaltungsfilm" bezeichnet. 
Als guter Unterhaltungsfilm wird ein Film de- 
finiert, der „einen guten Gesamteindruck" hinter- 
läßt. 

Darüber hinaus ist vorgesehen, daß diesö zu- 
sätzliche Förderungshilfe mindestens teilweise 
aus allgemeinen Steuermitteln finanziert wird. 
Schließlich wird die Filmförderungsanstalt ver- 
pflichtet, die Fernsehnutzungsrechte an derartig 
qualifizierten Spielfilmen zu erwerben und hier- 
für als weitere Förderungshilfe einen Betrag von 
100 000 DM zu zahlen. 

Derartige zusätzliche Förderungshilfen sollten je- 
doch, um dem in § 2 Abs. 1 Nr. 1 erklärten Ziel 
des Gesetzes (Steigerung der Qualität des deut- 
schen Films) gerecht zu werden, auf Qualitäts- 
filme, d. h. auf von der Filmbewertungsstelle 
Wiesbaden als „wertvoll" oder „besonders wert- 
voll" prädikatisierte Filme, beschränkt bleiben. 

Die Ausdehnung der Zusatzförderung auf Filme, 
die „einen guten Gesamteindruck hinterlassen", 
ist entbehrlich, zumal Konfektionsfilme bereits 
durch Grundbeträge (§ 8) gefördert werden. Die 


außerordentlich unklare Begriffsbestimmung des 
Gesetzes birgt zudem die Gefahr willkürlicher 
oder sachfremder Entscheidungen, einer Fülle 
von Verwaltungsprozessen und des Vorwurfs der 
unzulässigen Zensur in sich. 

2. In Artikel 1 Nr. 4 ist in § 9 Abs. 2 der vorletzte 
Satz zu streichen. 

Begründung 

Diese Bestimmung verstößt gegen den Grundsatz, 
daß die vom Bund unter kulturellen Gesichts- 
punkten gewährte Filmförderung von der wirt- 
schaftlichen Förderung durch das FFG klar zu 
trennen ist So ist auch in § 2 Abs. 1 Nr. 1 FFG 
bestimmt, daß die vom Deutschen Bundestag für 
die Qualitätssteigerung des deutschen Films jähr- 
lich zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel im 
Bereich des Films eine sinnvolle Ergänzung des 
Gesetzes bilden sollen. Da die Anrechnung von 
gewährten Spielfilmprämien praktisch auf eine 
Schlechterstellung des Films von guter Qualität 
hinausläuft, ist diese Bestimmung zu streichen. 

3. In Artikel 1 ist folgende Nummer 4 a einzufügen: 

„4 a. In § 9 Absatz 4 und in § 7 Abs. 12 ist der 
Satz 3 zu streichen." 

Begründung 

Sofern sogenannte gute Unterhaltungsfilme eine 
zusätzliche Förderungshilfe nicht mehr erhalten 
(vgl. Änderungsvorschlag zu § 9 Abs. 1), ist ein 
besonderes Organ für ihre Qualifizierung hierfür 
entbehrlich. Eine nochmalige Qualifizierung der 
bereits von der Filmbewertungsstelle Wiesbaden 
als „wertvoll" oder „besonders wertvoll" prä- 
dikatisierten Filme durch die Kleine Kommission 
dürfte ohnehin nicht in Betracht kommen. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung vermag den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates nicht zu entsprechen. 

a) In Artikel 1 Nr. 4 ist § 9 Abs. 1 in der Fassung 
des Entwurfs der Bundesregierung erforderlich, 
weil gerade zwischen den Filmen, die nur durch 
einen Grundbetrag gefördert werden, und den 
verhältnismäßig wenigen von der Filmbewer- 
tungsstelle der Länder (FBW) prädikatisierten 
Filme eine breite Schicht von Filmen gehobenen 
Niveaus liegt, deren Förderung ein Hauptanlie- 
gen des Gesetzes ist (nach § 2 Abs. 1 Nummer 1 
hat die Filmförderungsanstalt die Aufgabe, die 
Qualität des deutschen Films auf breiter Grund- 
lage zu steigern). Sollte die vom Bundesrat vor- 
geschlagene Fassung des § 9 Abs. 1 Gesetz wer- 
den, so würden diese Filme auch von der Förde- 
rung durch den Erwerb der Fernsehnutzungs- 
rechte ausgeschlossen sein. Die Gefahr einer 
Fülle von Verwaltungsprozessen sieht die Bun- 
desregierung nach den bisherigen Erfahrungen 
nicht. 

b) In Artikel 1 Nr. 4 ist in § 9 Abs. 2 des Entwurfs 
der Bundesregierung der vorletzte Satz erforder- 
lich. 

Die vom Bundesrat behauptete praktische 
Schlechterstellung von Filmen guter Qualität 
trifft in der befürchteten Breite im Rahmen der 
FFG-Förderung nicht zu. Die Anrechnung der 
vom Bundesminister des Innern gewährten Spiel- 
filmprämien auf nach § 9 FFG zu zahlende Zu- 
satzbeträge ist vielmehr auf wenige Fälle be- 
schränkt. Der Hersteller hat in diesen Fällen 
durch die Spielfilmprämien bereits eine beson- 
dere Auszeichnung von erheblicher finanzieller 
Höhe erhalten, die wie der Zusatzbetrag nach 
FFG zweckgebunden für das Herstellen eines 
neuen Spielfilms zu verwenden ist. Diese gleich- 
gerichteten Zwecke gebieten haushaltsrechtlich 
die in Artikel 1 Nr. 4 des Entwurfs geforderte 
Anrechenbarkeit. 

c) In Artikel 1 bedarf es der Einfügung einer Num- 
mer 4 a nicht. Die Vorschriften § 9 Abs. 4 und § 7 
Abs. 12 Satz 3 können nicht gestrichen werden. 
Sie regeln die Entscheidungen der Filmförde- 
rungsanstalt über die Gewährung der Zusatz- 
beträge nach § 9 Abs. 1 und 2 des Gesetzes. 
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